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Wahlen in Argentinien. Niederlage, Rezession und 
Politikverdrossenheit: Kann Präsident De La Rúa 
weiter regieren? 
 
Agustin Ferraro / Mariana Llanos 
 
 
Die Wahlen vom 14. Oktober brachten der regierenden Koalition eine herbe Niederlage ein. Für den 
Präsidenten war das Wahlergebnis paradoxerweise nicht völlig unerfreulich, denn sowohl seine eige-
ne Partei (UCR) als auch der Koalitionspartner (FREPASO) unterstützen ihn kaum oder nur zöger-
lich, so dass er teilweise auf andere politische Kräfte angewiesen ist. Kann De La Rúa seine politische 
Isolation überleben? Die Regierung will jedenfalls die relativ hohe Zahl der Nichtwähler als ein Zei-
chen dafür interpretieren, dass „alle Politiker“ potenzielle Verlierer sind und nicht nur der Präsident. 
Inzwischen verschärft sich die Wirtschaftskrise und der Vertrauensverlust Argentiniens wird ohne eine 
starke politische Führung nicht zu überwinden sein. Was kann De La Rúa tun, bevor es zu spät ist? 
 
 
Bilanz der Wahlen 
Am 14. Oktober wurden in Argentinien sowohl 
Abgeordnete als auch Senatoren für den Bundes-
kongress gewählt. Die Abgeordnetenkammer wird 
seit der (Re-)Demokratisierung 1983 alle zwei 
Jahre zur Hälfte (diesmal 127 von 257 Mitglie-
dern) „erneuert“. Die Wahl zum Senat war dage-
gen außergewöhnlich, denn die Senatoren wur-
den aufgrund der Verfassungsreform aus dem 
Jahr 1994 zum ersten Mal direkt von den Bürgern 
und nicht wie bisher von den Landesvertretungen 
gewählt. Nach diesem neuen Wahlsystem muss-
ten somit erstmals alle 72 Senatorenposten 
gleichzeitig neu besetzt werden. Nach der Re-
form werden drei Senatoren direkt in jeder Pro-
vinz und in der Hauptstadt Buenos Aires gewählt 
(zwei für die Mehrheit und einer für die Minder-
heit). Die Amtszeit beträgt nun sechs Jahre und 
der Bundessenat erneuert sich demnach alle zwei 
Jahre zu einem Drittel. 
Die Wahlergebnisse für beide Kammern sind 
eine eindeutige Niederlage für die Regierungs-
koalition („Allianz“) des Präsidenten Fernando 
De La Rúa, die 1999 zwischen Unión Cívica 
Radical (UCR) und Frente País Solidario (FRE-
PASO) gebildet wurde. Die UCR, eine der zwei 
großen Volksparteien Argentiniens, wurde Ende 
des 19. Jahrhunderts gegründet und vertritt seit 
Jahrzehnten eine sozialdemokratische Richtung 
(sie ist Mitglied der Sozialistischen Internationa-
le). FREPASO wurde Mitte der 1990er Jahre als 
eine linke Protestpartei gegründet. Unter der Lei-
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tung des ehemaligen Vizepräsidenten Carlos 
„Chacho“ Alvarez hatte diese Partei den Kampf 
gegen die Korruption und gegen die Frivolität der 
Menem-Ära auf ihr Banner geschrieben. Die 
Allianz gewann die Präsidentschaftswahlen 1999 
mit der Formel De La Rúa (UCR) – Alvarez 
(FREPASO). 
Die andere große Volkspartei Argentiniens ist 
der Partido Justicialista (PJ), auch als „Peronisti-
sche Partei” oder „die Peronisten” bekannt, die 
von Juan Domingo Perón Mitte des 20. Jahrhun-
derts gegründet wurde. Bis Anfang der 1990er 
Jahre wurden die Peronisten von den nationalisti-
schen und staatsmonopolistischen Prinzipien 
ihres Gründers, der 1974 starb, inspiriert. Seit-
dem unterstützt die Partei eine neoliberale Wirt-
schaftspolitik und orientiert sich außenpolitisch 
an den USA, eine ideologische Erneuerung, die 
von dem ehemaligen Präsidenten Menem (1989-
1999) eingeführt wurde. 
Nach den vorläufigen Wahlergebnissen, die 
vom Innenministerium bekannt gegeben wurden, 
erreichten die Peronisten am 14. Oktober im 
Bundesdurchschnitt zwischen 35% und 40% der 
Stimmen, während die Regierungskoalition zwi-
schen 22% und 23% der Stimmen auf sich ver-
einte. Die Peronisten erhielten somit kaum ein 
besseres Wahlergebnis als 1999 (damals 33%). 
Trotzdem reichte es diesmal für einen klaren 
Sieg. In Anbetracht eines Stimmenverlustes von 
nahezu 50% in zwei Jahren – 1999 erhielt die 
Allianz im Bundesdurchschnitt 44% – ist die 
Lage der Regierung äußerst kritisch. Argenti-
niens politisches System wird jedoch von einer 
präsidialen Verfassung bestimmt. Im Unterschied 
zu einer parlamentarischen Demokratie soll und 
muss der Präsident bis zum Ende seiner Amtszeit 
(2003) weiter regieren, obwohl er nur noch über 
eine Minderheit in beiden Kammern verfügt. 
Ein Rücktritt des Präsidenten vor Ende seines 
Mandats wird als eine der schlimmsten politi-
schen Krisen im Rahmen eines Präsidialsystems 
wahrgenommen. 
Die Peronisten haben 17 der 24 Wahlkreise 
auf Bundesebene gewonnen (Jede der 23 Provin-
zen und die Hauptstadt Buenos Aires sind Wahl-
kreise). Im Abgeordnetenhaus werden sie damit 
zur größten Fraktion und erhalten 116 von 257 
Sitzen. Im Senat haben sie ihre absolute Mehrheit 
ausgebaut und verfügen nun über 40 von 72 Sit-
zen. Präsident De La Rúa ist insofern eine 
„lame duck“ geworden. Will er ein Gesetzes-
entwurf vom Kongress verabschieden lassen, 
muss er sich auf jeden Fall die Unterstützung der 
Opposition sichern. Somit ist klar, dass der Prä-
sident nur durch punktuelle Kompromisse oder 
am besten mittels einer langfristigen Koalition 
mit den Peronisten weiter regieren kann. 
 
 
Dissidenz und Wahlenthaltung. Verschiedene Interpretationen 
In den beiden folgenden Tabellen wird die Zusammensetzung der beiden Kammern vor und nach der Wahl am 
14. Oktober verglichen. 
Abgeordnetenhaus 
 Alter Stand (nach den Wahlen vom 24.10.1999) 
Neuer Stand 
(ab 10.12. 2001)  
Peronisten 99 116 
Allianz (UCR, Frepaso u. a.) 129 87 
A.R.I. (Abspaltung von UCR 
und Frepaso)  17 
Acción por la República 
(Cavallo-Partei) 12 9 
Andere 17 28 
Gesamt 257 257 
Quelle: http://www.guiaelectoral.com.ar/. 
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In Bezug auf das Unterhaus muss angemerkt 
werden, dass bereits in diesem Jahr einige Abge-
ordnete der Allianz die Regierungsfraktion ver-
lassen haben. Die Verluste der Regierungsfrakti-
on sind daher nicht nur eine Folge der Wahlen 
vom 14. Oktober, sondern auch der früheren Aus-
tritte innerhalb der Fraktion. Unter der Führung 
von Elisa Carrió (UCR) spalteten sich 13 Abge-
ordnete der regierenden Allianz unter dem Na-
men Alternativa por una República de Iguales 
(ARI) ab, die sich mit der zögerlichen Korrupti-
onsbekämpfung und insbesondere mit der Wirt-
schaftspolitik der Regierung unzufrieden zeigten. 
ARI stellte am 14. Oktober eigene Kandidaten 
auf und gewann 17 Sitze in der Abgeordneten-
kammer und einen Sitz im Senat. Im Bundes-
durchschnitt bekam die ARI 8% der Stimmen 
und ist damit die drittgrößte politische Kraft in 
Argentinien geworden. Acción por la República 
(AR), die kleine und relativ neue Partei des zur 
Zeit amtierenden Wirtschaftsministers Domingo 
Cavallo (der diesen Posten schon unter Menem 
1991-1996 innehatte), hat unter dessen Populari-
tätsverlust gelitten und kam landesweit nur auf 
1,5%-2% der Stimmen. 
 
Senat 











(UCR: 20, Frepaso: 1) 
25 
(UCR: 24, Frepaso: 1) 
ARI  1 
Provinzparteien 9  6 
Gesamt 72 72 
Quelle: http://www.guialectoral.com.ar/. 
 
Der argentinische Senat wird seit der (Re-)De-
mokratisierung von den Peronisten beherrscht. 
Die UCR verfügt trotz der schlechten Wahler-
gebnisse über mehr Senatorenposten als vorher, 
denn das neue Wahlverfahren begünstigte die 
Minderheiten in den Provinzen. Im neuen Wahl-
system werden in jeder Provinz und in der 
Hauptstadt je zwei Senatoren für die Mehrheit 
und einer für die Minderheit gewählt. Die UCR 
hat auf diese Weise einen Senatssitz in einigen 
Provinzen bekommen, wo nach dem alten Wahl-
recht nur die peronistische Mehrheit zwei Senato-
ren entsandt hätte. Interessant ist auch, dass nach 
dem neuen Wahlrecht ein Drittel der Senatoren-
sitze von Frauen besetzt werden müssen. Dem-
entsprechend gibt es jetzt 19 Senatorinnen (im 
alten Senat waren es nur vier). 
Die folgende Tabelle zeigt die Entwicklung 
der Wahlbeteiligung bei Parlamentswahlen in den 
letzten 18 Jahren. Der relative Zuwachs der 
Nichtwähler wurde in den letzten Monaten von 
einigen argentinischen Medien immer wieder 
betont und als Zeichen von Politikverdrossen-
heit bewertet. Diese Interpretation wurde von der 
Regierung selbst eifrig aufgegriffen und verbrei-
tet. Alle Kandidaten, wie der Präsident aufrichtig 
beteuerte, seien in diesem Sinne „Verlierer“ der 
Wahlen. Die Zahlen stützen diese Auslegung 
jedoch nur teilweise. Die Wahlbeteiligung ist in 
der Tat etwas niedriger ausgefallen, im Vergleich 
zu anderen Ländern mit längerer demokratischer 
Tradition bleibt sie jedoch ziemlich hoch. In den 
USA ist eine Wahlbeteiligung unter 60% keine 
Seltenheit und in Europa übersteigt sie nur selten 
75%. 
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In Argentinien besteht darüber hinaus Wahl-
pflicht. Diese höchst umstrittene Verpflichtung 
empfinden manche Bürger als eine paternalisti-
sche Institution, wodurch der Bürger vom Staat 
„zur eigenen demokratischen Freiheit“ ge-
zwungen wird (ein Widerspruch in sich!). Die 
Wahlenthaltung wird demnach von einigen poli-
tischen Gruppierungen als Protest gegen die 
Wahlpflicht geradezu gefördert. Wenn man be-
denkt, dass Strafen für Nichtwähler zwar selten 
verhängt werden, im Grunde jedoch nicht belang-
los sind (3 Jahre Arbeitsverbot im öffentlichen 
Dienst u.a.m.), ist dieser Akt eine Form zivilen 
Ungehorsams, die hohes Engagement und Zivil-
courage verlangt. Ein derartiger ziviler Ungehor-
sam drückt gewiss keine politische Indifferenz 
aus und stellt auf keinen Fall einen Protest gegen 
das demokratische Regime dar (wie es einige 
Interpretationen nahe legen), er richtet sich viel-
mehr gezielt gegen die Institution der Wahl-
pflicht, deren demokratische Legitimität mehr als 
fragwürdig ist. 
Laut einer Umfrage (La Nación 21.10.2001) 
sind 67% der Bürger gegen die Wahlpflicht, de-
ren Unbeliebtheit auch an dem hohen Prozentsatz 
der ungültigen Stimmzettel (12,9%) deutlich 
wurde. Viele der vorher erwähnten Gruppierun-
gen haben nicht nur zur Wahlabstinenz sondern 
auch zur absichtlichen Annullierung des eige-
nen Stimmzettels aufgerufen. Auf diese Weise 
kann sich der Bürger, der eine eventuelle Strafe 
vermeiden will, der Stimme enthalten: Es wird 
ein Wahlzettel abgegeben, auf dem z. B. die Na-
men der Landesväter des 19. Jahrhunderts stehen. 
Solche Wahlzettel wurden vor einigen Wahlloka-
len von Demonstranten verteilt (sie sind auch im 
Internet erhältlich). Eine absichtlich annullierte 
Stimme kann – wohl wegen einer Gesetzeslücke 
– nicht bestraft werden. 
Die Wahlniederlage und der Führungsstil des 
Präsidenten 
Seit mindestens drei Jahren erlebt Argentinien 
eine schwere Wirtschaftskrise, die durch eine 
anhaltende Rezession und extrem hohe Arbeitslo-
sigkeit gekennzeichnet ist.1 In diesem Jahr hat 
sich die Lage durch eine schwerwiegende Fi-
nanzkrise zusätzlich verschlechtert, da die Zah-
lungsfähigkeit des Staates angesichts der hohen 
Auslandsverschuldung in Frage gestellt wurde. 
Die Glaubwürdigkeit Argentiniens auf den inter-
                                                     
1  Für mehr Hintergrundinformationen zur Wirt-
schaftskrise und politischen Situation Argentiniens 
Anfang 2001, siehe A. Kern / D. Nolte (Brennpunkt 
Lateinamerika 03-01).  
nationalen Finanzmärkten wurde durch die Ver-
trauenskrise dauerhaft erschüttert. 
Die Antwort der Regierung auf die Vertrau-
enskrise besteht in einer Politik des „Null Defi-
zits“, die mit Unterstützung der Opposition als 
Gesetz verabschiedet wurde, und eine automati-
sche und proportionale Anpassung der Staatsaus-
gaben an die Steuereinnahmen vorschreibt. Der 
Staat kann mit anderen Worten keine neuen Kre-
dite aufnehmen, sondern muss seine Ausgaben 
ausschließlich durch Steuereinnahmen decken. 
Das „Null-Defizit-Gesetz“ ermöglichte ein neues 
Abkommen mit dem IWF und die Bereitstellung 
eines finanziellen Hilfspakets, das die Zahlungs-
fähigkeit des Staates für dieses Jahr sichern soll. 
In der Öffentlichkeit wirkte sich jedoch vor allem 
die drastische Senkung der Staatsausgaben aus, 
die das Gesetz vorschreibt: Die Gehälter im öf-
fentlichen Dienst und die Renten wurden um 
13% herabgesetzt. Angesichts sinkender Steuer-
einnahmen sind neue Kürzungen der Gehälter 
und Renten so gut wie sicher. 
Das Abkommen mit dem IWF beinhaltet au-
ßerdem die Verpflichtung Argentiniens zu einer 
Haushaltsreform der Provinzen, die mehrheitlich 
schwer gegen Defizit und Verschuldung zu 
kämpfen haben. Die hohen Ausgaben der Provin-
zen werden durch ihre Beschäftigungspolitik ver-
ursacht, die wie ein informelles Sozialnetz funk-
tioniert. Die Unzufriedenheit der Angestellten 
des Bundesstaates wird sich früher oder später 
auch unter den Angestellten der Provinzen ver-
breiten, da im Zuge der Hauhaltsreform die Ar-
beitslosigkeit steigt und sich die ohnehin schlech-
ten Arbeitsbedingungen verschärfen. 
Die Sparpolitik der Regierung hat angesichts 
von Rezession, Arbeitslosigkeit und immer 
schlechteren Lebensbedingungen zur Frustration 
der Bürger beigetragen. Der Wahlsieg der Allianz 
1999 war durch die allgemeine Hoffnung ge-
kennzeichnet, dass der Machtwechsel nicht nur 
einen neuen Stil der politischen Transparenz, 
sondern auch eine Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit und der steigenden Armut mit sich bringen 
würde. Denn die Regierung Menems (1989-
1999) hatte nicht nur verschiedene unaufgeklärte 
Korruptionsskandale, sondern auch eine enorme 
deuda social (soziale Verschuldung) hinterlassen. 
Die anhaltende Wirtschaftskrise und die nur zö-
gerliche Bekämpfung der Korruption machten 
diese Hoffnungen zunichte. Dies ist eine der 
wichtigsten Ursachen für die Wahlniederlage der 
Regierung am 14. Oktober. 
Zum Popularitätsverlust des Präsidenten kam 
der Verlust an politischer Unterstützung. Die 
Allianz, die ihn als Präsidentschaftskandidat auf-
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gestellt hatte, hat sich von der Regierung teilwei-
se distanziert. Insbesondere die eigene Partei des 
Präsidenten, die UCR, hat an erster Stelle seine 
Wirtschaftspolitik, aber auch andere seiner politi-
schen Entscheidungen öffentlich kritisiert. 
Mit dem zweiten Koalitionspartner in der Al-
lianz, FREPASO, hatten die Schwierigkeiten 
schon im letzten Jahr begonnen. Der Kampf ge-
gen die Korruption und die „Frivolität“ der Me-
nem-Ära war ein wesentlicher Bestandteil des 
Regierungsprogramms und die FREPASO hatte 
sich dieses Versprechen schon längst auf ihr 
Banner geschrieben. Nun wurden im Juli 2000 
aus den Reihen der Senatoren Vorwürfe laut, die 
Abstimmung über ein Gesetz zur Arbeitsreform 
sei „gekauft“ worden. In Verdacht gerieten zu-
nächst 20 Senatoren, einige traten zurück. Zwei 
Vertreter der Regierung wurden durch den Skan-
dal belastet. Anfang Oktober kündigte Präsident 
De La Rúa eine Kabinettsumbildung an, wodurch 
die zwei kompromittierten Regierungsmitglieder 
in ihrem Amt bestätigt bzw. auf einen anderen 
Ministerposten gesetzt wurden. Der Vorsitzende 
der FREPASO und amtierende Vizepräsident, 
Carlos „Chacho” Alvarez, trat am nächsten 
Tag zurück. Die Allianz blieb trotzdem beste-
hen, sie verlor jedoch immer mehr an politischer 
Bedeutung. Den letzten Wahlergebnissen nach zu 
urteilen, scheint ihre endgültige Ablösung bevor-
zustehen. Bereits während der Wahlkampagne 
sind einige der Kandidaten von FREPASO eher 
als Opposition aufgetreten. 
Gegenüber seiner eigenen Partei (UCR) ist die 
Lage des Präsidenten nicht viel günstiger. Zwei 
einflussreiche Kabinettsmitglieder der UCR sind 
aus Protest gegen die Politik des Präsidenten 
zurückgetreten: Kabinettschef Terragno im Ok-
tober 2000 (wenige Tage nach dem Rücktritt des 
Vizepräsidenten) und Innenminister Storani im 
April 2001. Als Antwort auf diese politischen 
Konflikte verstärkte der Präsident einerseits die 
Präsenz seiner treuesten Anhänger in der Regie-
rung. Sein eigener Bruder, Jorge De La Rúa, 
wurde beispielsweise im Oktober 2000 zum 
Justizminister ernannt.2 Andererseits bildete der 
Präsident ein informelles Bündnis mit Domingo 
Cavallo und seiner Partei Acción por la Repúbli-
ca (Aktion für die Republik), das zur Ernennung 
Cavallos als Wirtschaftsminister im März 2001 
führte. Cavallo, als Wirtschaftsminister unter der 
Regierung Menems von 1991 bis 1996 prominent 
                                                     
2  Für politische „Treue“ wird manchmal auf Bluts-
verwandtschaft gesetzt: eine irritierend vormoderne 
Konzeption der politischen Verhältnisse, die in Ar-
gentinien leider noch gewisse Akzeptanz genießt. 
geworden, gilt als Vertreter einer neoliberalen 
Wirtschaftspolitik. Wie zuvor erwähnt, ist die 
UCR hingegen eine grundsätzlich sozialdemokra-
tische Partei, und FREPASO betrachtet sich als 
eine Partei der Linke. De La Rúa hatte zwar seine 
Präferenz für eine neoliberale Wirtschaftspolitik 
bereits vor der Ernennung Cavallos dokumen-
tiert. Zur offenen Kontroverse mit der eigenen 
Koalition kam es aber erst nach dieser Entschei-
dung, insbesondere als deutlich wurde, dass der 
neue Minister keine schnellen Erfolge bei der 
Bekämpfung der Wirtschaftskrise liefern konnte. 
Die Parteien der Allianz gerieten nach der Er-
nennung Cavallos schnell in eine Krise. Mehrere 
Abgeordnete der Regierungsfraktion unter Lei-
tung von Elisa „Lilita“ Carrió (Abgeordnete der 
UCR) gründeten die bereits genannte oppositio-
nelle Gruppe ARI. Seitdem übt ARI kontinuier-
lich heftige Kritik an der Regierung. Nicht nur 
die Wirtschaftspolitik wurde von der ARI stark 
angegriffen, sondern der Wirtschaftsminister 
selbst wurde als „Landesverräter“ gebrandmarkt 
und wegen vermutlicher Korruptionsdelikte de-
nunziert.3 Bis kurz vor den Wahlen stieg die 
Popularität Carriós ständig, was besonders in der 
Hauptstadt ein ausgezeichnetes Wahlergebnis der 
ARI erwarten ließ. Dann konnte Wirtschaftsmi-
nister Cavallo jedoch öffentlich nachweisen, dass 
einige von Carrió vorgelegte Beweisstücke, die 
Geheimkonten des Ministers im Ausland do-
kumentieren sollten, eine eher zweitklassige Fäl-
schung waren. Carrió beteuerte zwar ihre Un-
schuld bei der Beschaffung dieses Beweismateri-
als, ihr Beliebtheitsgrad sank jedoch prompt und 
nicht unbeträchtlich. Immerhin konnte die ARI 
bundesweit noch 8% der Stimmen erreichen und 
ist damit die drittgrößte politische Kraft in 
Argentinien geworden. 
Die Schwierigkeiten des Präsidenten mit der 
eigenen Partei beschränken sich nicht auf die Ab-
trünnigen. Die Beziehungen zur Partei bleiben 
äußerst labil, was in der Wahlkampagne offen 
zum Ausdruck kam. Sowohl der ehemalige 
Staatspräsident Raul Alfonsín (1983-1989) als 
auch der ehemalige Kabinettschef Rodolfo Ter-
ragno kritisierten nicht direkt den Präsidenten, sie 
machten aber keinen Hehl aus ihrer Missbilli-
gung der Wirtschaftspolitik und insbesondere des 
Wirtschaftsministers. „Der Präsident wäre ein 
Selbstmörder, würde er diese Wirtschaftspolitik 
beibehalten“, versicherte Terragno (La Nación, 
                                                     
3  Elisa Carrió wurde im Mai 2001 von der Abgeordne-
tenkammer zur Vorstandsvorsitzenden des neu ge-
schaffenen Untersuchungsausschusses für Geldwä-
sche und Korruption ernannt. 
Brennpunkt Lateinamerika Nr. 20-01 214 
12.10.2001). Beide kandidierten um Senatoren-
posten im Bundeskongress. Terragno erhielt mit 
21,43% der Stimmen das Mandat der Hauptstadt 
Buenos Aires (somit bleibt die UCR die größte 
politische Partei in der Hauptstadt). Alfonsín 
erlitt mit 14,98% der Stimmen gegenüber 37,55% 
vom Kandidat der Peronisten, Eduardo Duhalde, 
eine schmerzhafte Niederlage, erhält aber das 
Mandat der Provinz Buenos Aires für die Min-
derheit. 
Zusammenfassend betrachtet, brachten die 
Entscheidungen des Präsidenten im Bereich der 
Wirtschaftspolitik und der Korruptionsbekämp-
fung seine Beziehungen zur Allianz, die ihn 1999 
als Präsidentschaftskandidat aufstellte, ins Wan-
ken. De La Rúa hat schon in der Vergangenheit 
Schwierigkeiten gehabt, die parlamentarische 
Unterstützung der Allianz für seine Gesetzespro-
jekte zu bekommen. Angesichts dieser Tatsache 
suchte er den Beistand der Peronisten, so dass 
einige für die Regierung lebensnotwendige Ge-
setze (wie das Gesetz zur Erklärung des „Wirt-
schaftsnotstands“ und das „Null-Defizit-Gesetz) 
nur mit den Stimmen der peronistischen Kon-
gressmitglieder verabschiedet werden konnten. 
Die politische Konstellation nach den Wahlen ist 
also nicht einfach für die Regierung, aber auch 
nicht völlig neu: Die parlamentarische Unterstüt-
zung muss von Fall zu Fall erkämpft werden. 
Die Wahlergebnisse sollten der Regierung auf 
jeden Fall Anlass geben, ihre Strategie zur Be-
wältigung der politischen Krise zu revidieren. In 
unseren Augen macht die politische Entwicklung 
der letzten zwei Jahre deutlich, dass die von fes-
ten Koalitionen geleistete politische Unterstüt-
zung darüber entscheidet, ob eine Regierung ihre 
Glaubwürdigkeit sowohl im politischen als auch 
im wirtschaftlichen Bereich bewahren kann. Al-
lerdings ist auch deutlich geworden, dass eine 
solche Unterstützung nur mittels einer konse-
quenten politischen Führung erhalten und konso-
lidiert werden kann.4 
                                                     
4  Es ist eine Tatsache, dass jeder Präsident in Argenti-
nien mit politischen Schwierigkeiten rechnen muss, 
wenn der einmal beschlossene politische Kurs erhal-
ten bleiben soll. Um nur ein prominentes Beispiel zu 
nennen: Die weitreichenden Marktreformen der 90er 
Jahre wurden von einem peronistischen Präsidenten, 
Carlos Menem, durchgeführt. Die Traditionen der 
Peronistischen Partei und die eigene Karriere Me-
nems waren einem solchen Reformprogramm völlig 
entgegengesetzt. Die von Menem eingeführte ideo-
logische Kehrtwendung brachte ihn jedoch nicht um 
den Beistand seiner Partei (mit Ausnahme einiger 
Austritte), die das Regierungsprogramm parlamenta-
risch unterstützte. Es muss aber betont werden, dass 
diese Unterstützung nur durch eine scharfsinnige und 
Das angeschlagene Image des Präsidenten und 
seiner Regierung, seine Reputation als ein schwa-
cher und wankelmütiger Staatslenker, der herr-
schende Eindruck über einen Mangel an politi-
scher Führungskraft, all diese Umstände kön-
nen immer noch durch den politischen Willen zu 
einem Koalitionskurs wettgemacht werden. Denn 
die Wahlniederlage hat die politische Konstella-
tion vor den Wahlen nicht grundsätzlich verän-
dert. Innerhalb dieser bisherigen Konstellation 
bräuchte die Regierung allerdings eine neue Stra-
tegie. 
Perspektiven: Kann De la Rúa weiter 
regieren? 
Wie schon angedeutet beeinträchtigt der Mangel 
an politischer Unterstützung die Entscheidungs-
fähigkeit der Regierung erheblich. Drei verschie-
dene Szenarien sind aufgrund dieser Ausgangs-
konstellation denkbar: 
Im ersten (und für den Präsidenten besten) 
Szenario entscheidet sich De La Rúa dafür, Ca-
vallo an der Spitze des Wirtschaftsministeriums 
zu bestätigen und so den eingeschlagenen Wirt-
schaftskurs zu konsolidieren. Die Regierung un-
termauert die Wirtschaftspolitik durch ein Ab-
kommen mit wichtigen Figuren der Peronisti-
schen Partei, denen Exekutivposten – einschließ-
lich das Amt des Kabinettschefs – angeboten 
werden. Auf diese Weise entsteht ein Koalitions-
Präsidentialismus nach brasilianischem Vorbild, 
der die parlamentarische Unterstützung für die 
Regierung garantiert.5 Der Rückzug der FREPA-
SO aus der Allianz und aus der Regierung ist die 
erste Konsequenz dieses Szenarios. Die UCR übt 
weiterhin heftige Kritik am Wirtschaftskurs der 
Regierung, ein formaler Bruch wird jedoch ver-
                                                                                 
konsequente politische Führung gesichert wurde, so 
dass sich die Alte Garde der Peronisten (die Gewerk-
schaften und die Honoratioren der Partei) durch die 
Allianz der Regierung mit den Faktoren der wirt-
schaftlichen Macht nicht vernachlässigt fühlte. Um 
dies zu erreichen, verteilte die Regierung u. a. selek-
tive Anreize in Form von Exekutivposten und ver-
schob die Durchführung von gewissen politischen 
Entscheidungen (wie bspw. der Arbeitsreform). 
5  Im Mehrparteiensystem Brasiliens verfügen die 
Präsidenten in der Regel nicht über eine Mehrheit im 
Kongress. Um die Zustimmung zu Gesetzesvorhaben 
der Regierung zu sichern, schließen sie politische 
Abkommen mit verschiedenen Parteien. Diese Ab-
kommen umfassen auch die Besetzung von Kabi-
nettsposten mit Oppositionsmitgliedern. Vgl.: FI-
GUEIREDO, Argelina/ LIMONGI, Fernando, 2000: 
Presidential Power, Legislative Organization, and 
Party Behaviour in Brazil, in: Comparative Politics 
32/2, 151-170. 
Brennpunkt Lateinamerika Nr. 20-01 215 
hindert. Durch die große Koalition steigt die 
Glaubwürdigkeit Argentiniens auf den Finanz-
märkten und die Wirtschaftslage erfährt 2002 
eine Verbesserung. Der Präsident wird 2003 als 
Anführer einer „Nationalen Koalition“ wieder-
gewählt. 
Im zweiten Szenario kann der Präsident keine 
große Koalition mit den Peronisten vereinba-
ren, bekommt jedoch deren parlamentarische Un-
terstützung für einzelne Gesetzesinitiativen. Dies 
bedeutet freilich keine große Neuerung, weil die 
Regierung bis zum heutigen Tag nur auf diese 
Weise ihre Pläne durchsetzen konnte. Die Zu-
stimmung des Kongresses zu Gesetzesprojekten 
der Regierung bleibt selbstverständlich nicht 
gesichert. Demnach kann das Haushaltsdefizit 
kaum gedrückt werden, weil in jeder Verhand-
lung Gegenleistungen für die Opposition - be-
sonders in Form von finanzieller Hilfe für die 
von den Peronisten regierten Provinzen - fällig 
sind. Die Wirtschaftskonjunktur bleibt düster: die 
Verpflichtung Argentiniens gegenüber dem IWF, 
den Haushalt der Provinzen zu sanieren, kann 
nicht eingehalten werden. Sowohl die Investoren 
als auch die Finanzmärkte setzen kein Vertrauen 
in eine schwache Regierung. Über die Wieder-
wahl De La Rúas 2003 wird nicht einmal speku-
liert. Die UCR stellt als Präsidentschaftskandida-
ten Rodolfo Terragno auf. Die Peronisten gewin-
nen die Wahlen mit einer großen Mehrheit. 
Im dritten Szenario sieht sich die Regierung 
von der eigenen Partei zu einer wirtschaftspoliti-
schen Kursänderung gezwungen. Der Präsident 
nimmt den Rücktritt des Wirtschaftsministers in 
Kauf, die UCR kann jedoch kein wirtschaftspoli-
tisches Alternativmodell präsentieren, das die 
Märkte überzeugt. Die Entscheidung für den 
wirtschaftspolitischen Kurswechsel wird von der 
Peronistischen Partei nicht mitgetragen. Diese 
erklärt sich nicht bereit, gemeinsam mit der Re-
gierung einen „Sprung ins Ungewisse“ zu wagen. 
Die Regierung befindet sich folglich in einer 
Situation der Isolation und wird im Kongress von 
den Peronisten blockiert. Die Unsicherheit und 
die mangelnde Glaubwürdigkeit der Regierung 
wachsen stetig. Eine Welle von Streiks und 
sozialen Unruhen wird von den peronistischen 
Gewerkschaften ausgelöst. Ebenso wie sein 
Parteikollege Alfonsín 1989 muss Präsident De 
La Rúa vor Ende seines Mandats zurücktreten. 
vor Ende seines Mandats zurücktreten. Vor-
zeitige Präsidentschaftswahlen werden 2002 ein-
berufen. 
Von den drei Szenarien wird aller Wahr-
scheinlichkeit nach das zweite eintreffen. Nicht 
zuletzt die Persönlichkeit des Präsidenten spricht 
gegen eine Veränderung der gegenwärtigen Lage. 
Das dritte Szenario kann jedoch nicht ausge-
schlossen werden. Der politische Druck auf Ca-
vallo wird immer größer, solange seine Wirt-
schaftspolitik weiterhin keine guten Ergebnisse 
vorzuweisen hat. Die bisher gescheiterten Bemü-
hungen der UCR-Abgeordneten Elisa Carrió, für 
angebliche Korruptionsdelikte Cavallos Beweis-
materialien vorzulegen, könnten am Ende doch 
erfolgreich sein. Politisch kann der Wirtschafts-
minister nur überleben, solange er über jeden 
Verdacht erhaben bleibt. Seine guten Beziehun-
gen zu einigen Sektoren der Peronisten sind pa-
radoxerweise die wichtigste Stütze Cavallos.  
Das erste Szenario erfordert vor allem den po-
litischen Scharfsinn des Präsidenten. Eine große 
Koalition mit der derzeitigen Regierung brauchen 
die Peronisten sicherlich nicht, um an die Macht 
zu gelangen: Die Wahlen 2003 gewinnen sie 
ohne Frage. Nachdem der ehemalige Präsident 
Menem wegen Korruptionsvorwürfen inhaftiert 
wurde, ist die Peronistische Partei jedoch füh-
rungslos geworden. Mindestens vier Kontrahen-
ten ringen zur Zeit um die politische Führung, die 
eine sichere Kandidatur für die Präsidentschaft 
mit sich bringt: Duhalde, Ruckauf, De La Sota 
und Reutemann. Ein entscheidender Kabinetts-
posten bei der jetzigen Regierung könnte für ei-
nen der vier Rivalen verlockend sein, um sich 
eine Machtposition für den weiteren Kampf um 
die Führung der Peronistischen Partei zu sichern. 
Dies wäre gewiss ein gewagtes Manöver. Den-
noch könnte es derjenige, der den Kampf inner-
halb der Partei zu verlieren glaubt, trotzdem ver-
suchen und sich dadurch am Ende womöglich 
noch als Sieger behaupten. Die wahren Streitig-
keiten des peronistischen Nachlasses haben 
schließlich noch nicht angefangen. De La Rúa 
könnte diese Schwäche der Peronisten durchaus 
nutzen, um seine eigene wankende Machtposition 
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